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§ 1 Geltungsbereich

(1)	 Die nachstehenden Teilnahmebedingungen gelten für alle Rechtsgeschäfte der Fa. 
ad-media GmbH („wir“) mit unserem Vertragspartner („Sie“), der an unseren Semi-
naren, Workshops, Tagungen, Messen, Konferenzen und anderen Veranstaltungen 
(„Veranstaltung“) teilnimmt.

(2)	 Abweichende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Teilnehmers gelten nur, 
soweit wir ihnen ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben. 

§ 2 Zustandekommen des Vertrages

(1)	 Unsere Angebote sind grundsätzlich unverbindlich und freibleibend.

(2)	 Durch die Übermittlung Ihrer Teilnahmeerklärung auf dem Postweg, per Fax, per 
elektronische Post, über das Anmeldeformular auf unserer Webseite oder durch 
mündliche Absprache geben Sie ein verbindliches Angebot für den Vertragsschluss 
ab.

(3)	 Ein Vertrag mit uns kommt zustande, wenn wir Ihr Angebot innerhalb von 14 Tagen 
annehmen.

	 Unsere Annahme erfolgt durch eine Auftragsbestätigung. Die Empfangsbestätigung, 
die Sie binnen weniger Sekunden bzw. Minuten nach Ihrer Onlinebuchung system-
seitig erhalten, ist noch keine solche Auftragsbestätigung.

(4)	 Der Käufer der Teilnahmeberechtigung, der nicht selbst der alleinige Teilnehmer ist 
(der also nicht die Teilnahmeberechtigung ausschließlich für sich selbst erwirbt oder 
bestellt), steht dafür ein, dass der Teilnehmer, der von ihm die Teilnahmeberechti-
gung erhält, Kenntnis von diesen AGB erhält und sie akzeptiert.

(5)	 Ihr Anspruch auf Teilnahmeberechtigung unserer virtuellen Veranstaltungen steht 
unter der auflösenden Bedingung, dass Sie in die Weitergabe Ihrer Daten an die 
Aussteller einwilligen und die Einwilligung nicht widerrufen. Im Übrigen verweisen 
wir auf § 6 dieser Teilnahmebedingungen sowie auf unsere Datenschutzhinweise.

§ 3 Vertragsgegenstand

(1)	 Wir können einzelne Bestandteile einer Veranstaltung ändern, wenn dies erforderlich 
ist und damit nicht wesentliche Teile der Veranstaltung verändert werden. Es besteht 
dann kein Anspruch auf Minderung oder Erstattung des Eintrittspreises, wenn die 
Änderung nicht wesentlich und nach den Umständen des Einzelfalls zumutbar ist.

(2)	 Wir schulden, soweit Vorträge, Referate usw. der Vertragsgegenstand sind, eine ord-
nungsgemäße Auswahl von Referenten und Sprechern, sind aber nicht verantwort-
lich für deren Inhalte, für deren Art der Vermittlung und deren Behauptungen.

	 Es besteht grundsätzlich kein Anspruch auf einen bestimmten Referenten oder Trai-
ner, soweit nicht dieser ausdrücklich als fester und hauptsächlicher Bestandteil der 
Veranstaltung angekündigt bzw. vereinbart ist.

	 Wir können einzelne Referenten und Sprecher durch andere vergleichbare Referen-
ten und Sprecher ersetzen, soweit dies dem Teilnehmer zumutbar ist und der Zweck 
der Veranstaltung sowie ihre Inhalte nicht wesentlich verändert werden.

	 Auf Referenten oder Sprecher die als “angefragt” angeboten werden, besteht grund-
sätzlich kein Anspruch.

	 Soweit dadurch ein Ausfall eines Referenten oder Sprechers oder sonstiger Leistun-
gen vermieden werden kann, oder es die Umstände erfordern, gilt eine Übertragung 
des Vortrags auch dann unter der Maßgabe des Absatz 3 als vertragsgemäß, wenn 
diese in einen anderen Veranstaltungsraum, online bzw. per Video erfolgt oder von 
Ihnen in einem anderen Veranstaltungsraum oder online bzw. digital empfangen und 
wahrgenommen werden kann.

(3)	 Wir sind berechtigt, Ihnen über die von Ihnen angegebenen Kommunikationsmittel 
Informationen zur Veranstaltung zukommen zu lassen.

(4)	 Wir sind auch berechtigt, dass wir vor Ort Foto- und Videoaufnahmen herstellen. Die 
Details werden Ihnen vor Ort über unsere Datenschutzinformationen mitgeteilt, Sie 
können diese auch vorab anfordern.

(5)	 Die Veranstaltungssprache entspricht grundsätzlich der amtlichen Landessprache, 
in der die Veranstaltung stattfindet, teilweise in englisch und anderen Sprachen; ggf. 
informieren Sie sich vorab bitte. Wir sind zu einer (Simultan-)Übersetzung nur ver-
pflichtet, wenn wir diese vorab angekündigt haben. 

(6)	 Das Hausrecht, sowohl bei der Präsenzveranstaltung als auch online, obliegt uns.

§ 4 Teilnehmergebühren

(1)	 Soweit eine Teilnahmegebühr für die jeweilige Veranstaltung erhoben wird, ergibt 
sie sich aus unseren Preisangaben oder Angeboten. 

(2)	 Alle Abrechnungen erfolgen in Euro bzw. in der jeweiligen amtlichen Landeswäh-
rung. 

(3)	 Sämtliche Zahlungen, soweit Teilnahmegebühren oder andere Kosten erhoben wer-
den, sind sofort nach Rechnungsstellung ohne jeden Abzug fällig und zu zahlen, in 
jedem Fall aber vor Beginn der Veranstaltung, soweit nicht ausdrücklich ein anderes 
Zahlungsziel vereinbart ist. 

(4)	 Die Preise verstehen sich exklusive der gesetzlich geschuldeten Mehrwertsteuer.

(5)	 Werden einzelne Leistungen durch Sie ohne unser Verschulden und außerhalb 
Höherer Gewalt nicht in Anspruch genommen, so werden die vereinbarten Teilnah-
megebühren sowie etwa zusätzliche weitere vereinbarte Gebühren und Kosten (z.B. 
Tagungspauschalen) dennoch fällig, soweit keine andere Vereinbarung getroffen 
wird.

§ 5 Besondere Teilnahmebedingungen für Präsenz-Veranstaltungen

(1)	 Sonderregelungen in Bezug auf infektionsschutzrechtliche Maßnahmen:

	 Es gelten die zum Zeitpunkt der Präsenz-Veranstaltung bestehenden Hygieneregeln 
und behördlichen Auflagen am Veranstaltungsort bzw. in der Veranstaltungsstätte. 

	 Es ist Bedingung der Einlassberechtigung, dass der Teilnehmer diese 
Hygieneregeln und Auflagen während des Aufenthalts in der Veranstal-
tungsstätte vollumfänglich einhalten bzw. erfüllen kann und wird und an 
der Einhaltung der Hygieneregeln und Auflagen mitwirkt. 

	 Die Hygieneregeln und Auflagen senden wir Ihnen auf Nachfrage gerne zu. Bitte 
beachten Sie, dass sich diese Regeln zu Gunsten des Gesundheits- und Bevölke-
rungsschutzes jederzeit – auch kurzfristig vor oder während der Veranstaltung – an 
die dynamische Entwicklung eines jeden Infektionsgeschehens angepasst werden 
können.

	 Verstöße gegen die Hygieneregeln führen zum Ausschluss aus der Veranstaltung.

	 Wird Ihnen der Eintritt oder die weitere Teilnahme an der Präsenz-Veranstaltung 
verweigert, und beruht diese Verweigerung auf einer behördlichen Auflage, dass 
Personen mit Krankheitssymptomen nicht teilnehmen darf, so gilt dieser Umstand 
als Höhere Gewalt im Sinne des § 9 Absatz 1. Behaupten Sie vor Ort oder ohne 
Erscheinen das Vorliegen von Krankheitssymptomen, können wir die Vorlage eines 
ärztlichen Attests verlangen, aus dem hervorgeht, dass eine Teilnahme aufgrund 
behördlicher Auflage nicht möglich wäre, ist oder war.

	 Diese Bestimmungen gelten für jede Art von Virus bzw. ansteckenden Krankheiten, 
bei deren Auftreten oder Verbreitung eine Behörde für den Veranstaltungsort Maß-
nahmen anordnet oder auch nur empfiehlt.

(2)	 Anreise, Einreisebestimmungen:

	 Sie sind selbst für die rechtzeitige Anreise, für die Rückreise und für die Einhaltung 
etwaiger Einreisebestimmungen und deren rechtzeitiger Vorbereitung und allen 
damit einhergehenden Kosten (z.B. Beschaffung ggf. notwendiger Unterlagen) ver-
antwortlich.
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(3)	 Allgemeine Verbote:

	 Es ist Ihnen verboten,

a.	 den Veranstaltungsablauf zu stören,
b.	 in Gebäuden außerhalb der gekennzeichneten Raucherbereiche zu rauchen,
c.	 strafbare, ordnungswidrige oder allgemein zu missbilligende Handlungen vor-

zunehmen oder dabei behilflich zu sein oder dazu anzustiften,
d.	 Anlagen und Einrichtungen zu beschmieren, zu beschädigen oder zu entfernen,
e.	 das Veranstaltungsgelände zu verunreinigen,
	 Werbung jeglicher Art zu betreiben oder Flugblätter oder sonstige Materialien 

zu verteilen, sofern dies vom Veranstalter nicht zuvor ausdrücklich und schriftlich 
erlaubt wurde,

f.	 den Besuch der Veranstaltung zur politischen, religiösen oder anstößigen 
Meinungsäußerung zu nutzen oder dazu anzustiften,

g.	 die Veranstaltung ganz oder teilweise oder Personen zu fotografieren, zu filmen 
oder sonst aufzuzeichnen, soweit dies vom Veranstalter nicht zuvor ausdrücklich 
und schriftlich erlaubt wurde.

	 Bei Verstoß können wir Sie aus der Veranstaltung verweisen. In diesem Fall haben 
Sie keinen Anspruch auf Erstattung der Teilnehmergebühren und sonstigen Kosten 
(z.B. Tagungspauschale). Unser Recht, Schadenersatz geltend zu machen, bleibt 
unberührt.

§ 6 Besondere Bedingungen für die Online-Teilnahme an Präsenz-Veranstaltungen 
sowie für nur online durchgeführte Veranstaltungen

(1)	 Durch die Online-Teilnahme können zusätzliche Kosten durch Ihren Internet- oder 
Mobilfunkanbieter entstehen.

(2)	 Sie sind für die Aufbringung der für die digitale Teilnahme oder Nutzung notwendi-
gen technischen Anforderungen selbst und auf eigene Kosten verantwortlich. Diese 
Anforderungen entsprechen dem üblichen Maß und können bei uns erfragt werden.

(3)	 Für die Inhalte der digitalen Veranstaltung gilt die Regelung des § 7 Absatz 1 entspre-
chend.

(4)	 Wir sind berechtigt, Ihre Daten, die Sie bei der Anmeldung angeben, an die Ausstel-
ler der virtuellen Veranstaltung weiterzugeben, Sie können der Weitergabe jederzeit 
widersprechen bzw. eine erteilte Einwilligung widerrufen. Alle Informationen dazu 
finden Sie in unseren Datenschutzhinweisen.

§ 7 Urheberrechte

(1)	 Die Ihnen ausgehändigten Unterlagen und Dateien (Präsentationen, Handouts, Skrip-
te) unterliegen dem Urheberrechtsgesetz auch dann, wenn sie im Einzelfall nicht die 
erforderliche Schöpfungshöhe erreicht haben sollten. Sie dürfen die Unterlagen und 
Dateien nur für den Privatgebrauch und im Rahmen der Erlaubnisse des Urheber-
rechtsgesetzes verwerten.

(2)	 Foto-, Video- und Tonaufnahmen während der Veranstaltung durch Sie sind nicht 
gestattet, soweit nicht wir als Veranstalter und die erkennbaren Personen vorab aus-
drücklich zustimmen.

§ 8 Absage der Veranstaltung, Kündigung des Vertrages durch uns

(1)	 Absage der Veranstaltung:

	 Haben wir im Angebot bzw. in der Werbung eine Mindest-Teilnehmerzahl angege-
ben, so können wir den Vertrag 7 Tage vor Beginn der Veranstaltung kündigen bzw. 
die Veranstaltung absagen, wenn diese dort genannte Mindest-Teilnehmerzahl nicht 
erreicht wird.

	 Wir können den Vertrag auch kündigen bzw. die Veranstaltung absagen, wenn der 
vorgesehene Referent ohne unser Verschulden krankheitsbedingt ausfällt und ein 
Ersatzreferent nicht zur Verfügung steht. 

	 Sie haben in diesem Fall nur einen Anspruch auf Rückerstattung der bereits bezahl-
ten Teilnahmegebühren, anderweitige Ansprüche für Sie bestehen nicht. 

	 Soweit möglich, versuchen wir einen Ersatztermin anzubieten, auf den Sie kostenfrei 
umbuchen können (aber nicht müssen).

(2)	 Kündigung bei Nicht-Zahlung:

	 Wir können den Vertrag kündigen bzw. Ihnen den Zutritt zur Veranstaltung verwei-
gern, wenn die vereinbarte Teilnahmegebühr oder sonstige fällige Fremd- und Dritt-

kosten nicht oder nicht vollständig spätestens vor Beginn der Veranstaltung bezahlt 
sind. Wir behalten umgekehrt aber den Anspruch auf Zahlung der Teilnahmegebüh-
ren und Kosten.

§ 9 Höhere Gewalt

(1)	 Im Falle Höherer Gewalt, die zu einem Abbruch oder einer Unterbrechung des Ver-
trages oder der Veranstaltung oder der digitalen Zurverfügungstellung der Inhalte 
oder einzelner vertragsgemäßer Leistungen führt, können wir vom Vertrag zurücktre-
ten. 

	 Dies gilt auch, wenn einer unserer Leistungsträger bzw. Dienstleister (z.B. die Ver-
anstaltungsstätte) aufgrund Höherer Gewalt seine Leistungen uns gegenüber nicht 
erbringen kann. 

	 Wir können aber den Teil der vereinbarten Teilnahmegebühren verlangen bzw. ein-
behalten, der den von uns bereits vertragsgemäß und in berechtigter Erwartung 
der Durchführung der Veranstaltung erbrachten Leistungen entspricht, soweit wir 
diese nicht anderweitig verwerten können und die wir berechtigterweise für erfor-
derlich halten durften (z.B. Catering); für den Fall, dass die Veranstaltung noch nicht 
begonnen hat maximal jedoch 30 % der vereinbarten Teilnahmegebühren. Sie und 
wir haben jeweils das Recht nachzuweisen, dass der Betrag angemessen höher oder 
niedriger anzusetzen ist. Es wird – für Sie und uns jeweils widerleglich – vermutet, 
dass der Aufwendungsersatz 5 % der vereinbarten Teilnahmegebühren beträgt.

	 Im Übrigen sind erfolgte Leistungen nach § 346 BGB rückabzuwickeln.

	 Schadenersatzansprüche gegen uns bestehen nicht.

	 Führt die Höhere Gewalt zur Unmöglichkeit der Präsenzveranstaltung, ist eine ver-
tragsgegenständliche Online-Veranstaltung davon nur betroffen, wenn deren Durch-
führung auch unmöglich geworden ist oder unzumutbar für Sie oder uns.

(2)	 Behördliche, polizeiliche oder gerichtliche Einstellungs- oder Abbruchverfügungen 
entsprechen der Höheren Gewalt aus Absatz 1, soweit nicht wir diese Verfügung 
schuldhaft verursacht haben.

(3)	 Es gilt als vereinbart, dass als Höhere Gewalt im Sinne des Absatz 1 auch die Emp-
fehlung von staatlicher Seite (Bund, Land, Kommunen, Stadt, Ministerien, Polizei, Lan-
deskriminalamt, Behörden, Bundesämter oder Bundesanstalten, Landesämter oder 
Landesanstalten, Robert Koch-Institut oder vergleichbarer Einrichtungen) gilt, die 
vertragsgegenständliche oder eine vergleichbare Veranstaltung nicht durchzuführen 
(z.B. aufgrund einer pandemieartigen Ausbreitung eines Virus oder einer Terrorwar-
nung).

(4)	 Es gilt als vereinbart, dass Höhere Gewalt auch gegeben ist, wenn uns die Durch-
führung der Veranstaltung aufgrund erhöhter Auflagen der in Absatz 3 genannten 
Stellen, soweit wir diese nicht zu vertreten haben, wirtschaftlich unzumutbar ist. In 
diesem Fall können wir uns auf Höhere Gewalt gemäß Absatz 1 berufen.

(5)	 Es wird widerleglich vermutet, dass wir uns auf Höhere Gewalt im Sinne von Absatz 1 
berufen können, wenn vergleichbare Veranstaltungen im gleichen oder angrenzen-
den Bundesland, in dem auch die Veranstaltung stattfindet, zum gleichen Zeitpunkt 
abgesagt werden bzw. nicht stattfinden. Ebenso wird widerleglich vermutet, dass wir 
uns nicht auf Höhere Gewalt berufen können, wenn vergleichbare Veranstaltungen 
im gleichen oder angrenzenden Bundesland, in dem auch die Veranstaltung stattfin-
det, zum gleichen Zeitpunkt stattfinden.

(6)	 Soweit eine nicht unerhebliche Anzahl von Teilnehmern oder Aussteller oder Refe-
renten unter Berufung auf ein außergewöhnliches Ereignis die Teilnahme bzw. Anwe-
senheit an der Veranstaltung absagen, und dadurch der prägende Charakter der 
Veranstaltung verloren geht, ist der Veranstalter berechtigt, die Veranstaltung mit der 
Rechtsfolge des Absatz 1 abzusagen.

(7)	 Es gilt als vereinbart, dass Höhere Gewalt auch gegeben ist, wenn uns die Durch-
führung der Veranstaltung aufgrund erhöhter Auflagen der in Absatz 3 genannten 
Stellen, soweit wir diese nicht zu vertreten haben, wirtschaftlich unzumutbar ist. In 
diesem Fall können wir uns auf Höhere Gewalt gemäß Absatz 1 berufen. Es gilt als 
vereinbart, dass Höhere Gewalt auch gegeben ist, wenn erhöhte Auflagen der in 
Absatz 3 genannten Stellen oder der Veranstaltungsstätte oder anerkannte Empfeh-
lungen der Fachverbände, soweit wir diese nicht zu vertreten haben, einen Aufwand 
erfordern, der unter Beachtung des Inhalts des Schuldverhältnisses und der Gebote 
von Treu und Glauben in einem groben Missverhältnis zu Ihrem Leistungsinteresse 
steht. In diesem Fall können wir uns gemäß Absatz 1 auf Höhere Gewalt berufen.

(8)	 Als milderes Mittel vor einer Absage der gesamten Veranstaltung oder Teile davon 
als Präsenzveranstaltung aufgrund Höherer Gewalt sind wir berechtigt, aber nicht 
verpflichtet, die Veranstaltung ganz oder teilweise digital durchzuführen. In diesem 
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Fall sind wir verpflichtet, die Teilnehmergebühren angemessen anzupassen und 
etwaige Mehrzahlungen an den Teilnehmer zu erstatten. Es entstehen durch eine 
Höhere Gewalt-bedingte Verlegung in den digitalen Bereich keine Schadenersat-
zansprüche gegen uns.

	 Dies gilt auch, soweit wir nur einen Teil der Teilnehmer zur Präsenzveranstaltung 
zulassen, den anderen Teilnehmern im Übrigen die Auslieferung der Veranstaltung 
auf digitalem Weg anbieten.

(9)	 Wenn die Durchführung der Veranstaltung und/oder Fortsetzung der Werbung 
für die Veranstaltung und/oder einzelne Werbemaßnahmen in der Öffentlichkeit 
als pietätslos wahrgenommen würden, dürfen wir die Veranstaltung absagen bzw.
Ihnen einen alternativen Termin anbieten; als Indiz für die Pietätslosigkeit gilt bspw., 
wenn sich ein schwerer Unfall oder schwerwiegender Vorfall (z.B. bewaffnete nati-
onale oder internationale Konflikte) ereignet hat, und jeweils in engem zeitlichen 
Zusammenhang mit der Veranstaltung im Stadt- und Landkreis der Veranstaltung in 
erheblichem Ausmaß zu Sondersendungen in TV und/oder Radio führt, oder Trauer-
beflaggung angeordnet ist, oder eine nicht unerhebliche Anzahl anderer Veranstal-
tungen im Stadt- und Landkreis aus demselben Grund abgesagt werden. 

	 Soweit sich die zeitliche Auswirkung lediglich auf die Werbemaßnahmen erstreckt 
bzw. beschränkt, gilt das Vorstehende entsprechend, wenn dadurch in erheblichem 
Maße der Absatz von Eintrittsberechtigungen behindert wurde und unwahrschein-
lich ist, dass dieser Absatz nach Wegfall der Beeinträchtigungen aufgeholt würde.

§ 10 Stornierung durch Sie

(1)	 Soweit Sie den Vertrag aus einem Grund aufheben möchten, den wir nicht zu ver-
treten haben („Stornierung“), so ist dies mit Rücksprache mit uns grundsätzlich 
möglich; wir dürfen die Aufhebung nicht wider Treu und Glauben verweigern. In 
dem Fall einer einvernehmlichen Aufhebung des Vertrages können wir angesichts 
der Tatsache, dass wir erfahrungsgemäß bei kurzfristiger Absage keine Möglichkeit 
mehr haben, die freien Plätze anderweitig zu vergeben und wir ggf. selbst unsere 
Dienstleister oder Referenten nicht mehr kostenfrei stornieren können, Kosten und 
Gebühren usw. nach folgender Maßgabe geltend machen, soweit wir mit Ihnen 
nichts anderes vereinbaren.

	 Wir können unsere Kosten und unseren entgangenen Gewinn mit einer Pauschale 
abrechnen. In diesem Fall gelten dann folgende Pauschalen:
a.	 Bis 30 Tage vor Beginn der Veranstaltung: 25 % der Teilnahmegebühr.
b.	 Bis 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung: 50 % der Teilnahmegebühr.
c.	 Danach 100 % der Teilnahmegebühr.

	 Soweit Sie nachweisen, dass uns nur ein geringerer Schaden als die Stornierungspau-
schale oder gar kein Schaden entstanden ist, müssen Sie nur den geringeren Betrag 
oder, soweit kein Schaden entstanden ist, keine Stornopauschale bezahlen.

(2)	 Sie können bei Stornierung zur Vermeidung von Stornierungskosten einen Ersatzteil-
nehmer stellen, soweit dieser die Zulassungskriterien erfüllt und die Veranstaltung 
noch nicht begonnen hat. 

§ 11 Unsere Haftung

(1)	 Pflichtverletzungen, die zu Sach- oder Vermögensschäden führen:

	 Bei nur leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen beschränkt sich unsere Haftung auf 
den nach der Art des Vertrages vorhersehbaren, vertragstypischen Durchschnitts-
schaden. 

	 Wir haften bei nur leicht fahrlässiger Verletzung unwesentlicher Vertragspflichten 
nicht. „Unwesentlich“ sind solche Pflichten, deren Erfüllung den Vertrag nicht prägen 
und auf die Sie nicht vertrauen dürfen.

	 Mittelbare Schäden und Folgeschäden, die Folge von Mängeln des Vertragsgegen-
standes sind, sind nur ersatzfähig, soweit solche Schäden bei bestimmungsgemäßer 
Verwendung des Vertragsgegenstandes typischerweise zu erwarten sind.

	 Die Haftungsbeschränkungen dieses Absatzes 1 gelten nicht bei grob fahrlässiger 
oder vorsätzlicher Pflichtverletzung.

(2)	 Pflichtverletzungen, die zur Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit führen:

	 Wir haften für jede Art von Fahrlässigkeit und Vorsatz bei der uns zurechenbaren 
Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit von Ihnen.

(3)	 Gesetzlich zwingende Haftung:

	 Die Haftungsbeschränkungen in Absatz 1 betreffen nicht Ihre Ansprüche aus Produkt-
haftung und aus gesetzlich zwingenden Haftungstatbeständen.

(4)	 Erstreckung dieser Klausel auf Beschäftigte, Organe, Erfüllungsgehilfen u.a.:

	 Die Haftungsbeschränkungen in Absatz 1 gelten im gleichen Umfang zu Gunsten 
unserer Organe, unserer Beschäftigten und sonstigen Erfüllungsgehilfen und unse-
ren Subunternehmern.

§ 12 Sonstiges

(1)	 Gerichtsstand:

	 Als Gerichtsstand wird unser Geschäftssitz vereinbart, wenn Sie Kaufmann sind oder 
keinen allgemeinen Gerichtsstand in der Bundesrepublik Deutschland haben. Wir 
sind dann aber auch berechtigt, in diesem Fall an Ihrem Geschäftssitz zu klagen.

(2)	 Rechtswahl:

	 Es gilt deutsches Recht.

(3)	 Sprache:

	 Sollten diese Allgemeinen Bedingungen in eine andere Sprache übersetzt sein, hat 
im Zweifel stets die deutsche Version Vorrang.


